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Datenschutzhinweise

Verantwortlicher iSd Datenschutzgesetze ist der Rechtsanwalt.

Kontaktaufnahme des Mandanten

Bei einer Kontaktaufnahme des Mandanten werden die vom Mandan-
ten übermittelten personenbezogenen Daten gespeichert. Diese Da-
ten werden ausschließlich für die Beantwortung der Anfrage verarbei-
tet. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 lit. f) der DS-
GVO bzw. Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO, wenn die Anfrage auf einen
Vertragsschluss gerichtet ist. Die Daten werden gelöscht, wenn der
Zweck der Verarbeitung wegfällt, zB die Anfrage abschließend beant-
wertet ist. Mündet die Anfrage in ein Mandatsverhältnis, werden die
Daten spätestens nach Ablauf der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen
gelöscht.

Soziale Aktivitäten, rechtliche Information und Kanzleiveranstal-
tungen

Wir nutzen personenbezogene Daten (Name, Geburtsdatum, E-Mail-
Adresse, Anschrift), um Mandanten zum Geburtstag zu gratulieren,
über aktuelle rechtliche Entwicklungen zu informieren, zu Kanzleiver-
anstaltungen einzuladen sowie für den Versand von Weihnachtskar-
ten. Rechtsgrundlage für diese Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-
GVO.

Sie können der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu die-
sen Zwecken jederzeit per E-Mail an info@kanzlei-kooDs.de wider-
sprechen. Die Daten werden gelöscht, wenn Sie der Verarbeitung wi-
dersprochen haben oder der Zweck der Verarbeitung weggefallen ist
und wir nicht aus gesetzlichen Gründen zu einer weiteren Speiche-
rung verpflichtet sind.

Rechte des Mandanten

Dem Mandanten (nachfolgend „betroffene Person" genannt) stehen
im Zusammenhang mit der Verarbeitung seiner personenbezogenen
Daten die folgenden Rechte zu:

1. Auskunftsrecht

(1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen
eine Bestätigung darüber zu verlangen, ob sie betreffende personen-
bezogene Daten verarbeitet werden; ist dies der Fall, so hat sie ein
Recht auf Auskunft über diese personenbezogenen Daten und auffol-
gende Informationen:

a) die Verarbeitungszwecke;

b) die Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet
werden;

c) die Empfänger oder Kategorien von Empfängern, gegenüber
denen die personenbezogenen Daten offengelegt worden
sind oder noch offengelegt werden, insbesondere bei Emp-
fängern in Drittländern oder bei internationalen Organisatio-
nen;

d) falls möglich, die geplante Dauer, für die die personenbezo-
genen Daten gespeichert werden, oder, falls dies nicht mög-
lich ist, die Kriterien für die Festlegung dieser Dauer;

e) das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung oder Löschung
der sie betreffenden personenbezogenen Daten oder auf Ein-
schränkung der Verarbeitung durch den Verantwortlichen
oder eines Widerspruchsrechts gegen diese Verarbeitung;

f) das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbe-
horde;

g) wenn die personenbezogenen Daten nicht bei der betroffenen
Person erhoben werden, alle verfügbaren Informationen über
die Herkunft der Daten;

h) das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung
einschließlich Profiling gemäß Art. 22 Abs. 1 und Abs. 4 DS-
GVO und - zumindest in diesen Fällen - aussagekräftige In-
formationen über die involvierte Logik sowie die Tragweite
und die angestrebten Auswirkungen einer derartigen Verar-
beitung für die betroffene Person.

(2) Werden personenbezogene Daten an ein Drittland oder an eine
internationale Organisation übermittelt, so hat die betroffene Person
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das Recht, über die geeigneten Garantien gemäß Art. 46 DS-GVO im
Zusammenhang mit der Übermittlung unterrichtet zu werden.

2. Recht auf Berichtigung

Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen un-
verzüglich die Berichtigung sie betreffender unrichtiger personenbe-
zogener Daten zu verlangen. Unter Berücksichtigung der Zwecke der
Verarbeitung hat die betroffene Person das Recht, die Vervollständi-
gung unvollständiger personenbezogener Daten - auch mittels einer
ergänzenden Erklärung -zu verlangen.

3. Recht auf Löschung

(1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen
zu verlangen, dass sie betreffende personenbezogene Daten unver-
züglich gelöscht werden, und der Verantwortliche ist verpflichtet, per-
sonenbezogene Daten unverzüglich zu löschen, sofern einer der fol-
genden Gründe zutrifft:

a) Die personenbezogenen Daten sind für die Zwecke, für die
sie erhoben oder auf sonstige Weise verarbeitet wurden, nicht
mehr notwendig.

b) Die betroffene Person widerruft ihre Einwilligung, auf die sich
die Verarbeitung gemäß Art. 6 Abs. 1 lit. a) oder Art. 9 Abs. 2
lit. a) DS-GVO stützte, und es fehlt an einer anderweitigen
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung.

c) Die betroffene Person legt gemäß Art. 21 Abs. 1 DS-GVO Wi-
derspruch gegen die Verarbeitung ein und es liegen keine vor-
rangigen berechtigten Gründe für die Verarbeitung vor, oder
die betroffene Person legt gemäß Art. 21 Abs. 2 DS-GVO Wi-
derspruch gegen die Verarbeitung ein.

d) Die personenbezogenen Daten wurden unrechtmäßig verar-
beitet.

e) Die Löschung der personenbezogenen Daten ist zur Erfüllung
einer rechtlichen Verpflichtung nach dem Unionsrecht oder
dem Recht der Mitgliedstaaten erforderlich, dem der Verant-
wörtliche unterliegt.

f) Die personenbezogenen Daten wurden in Bezug auf angebo-
tene Dienste der Informationsgesellschaft gemäß Art. 8 Abs.
1 DS-GVO erhoben.

(2) Hat der Verantwortliche die personenbezogenen Daten öffentlich
gemacht und ist er gemäß Absatz 1 zu deren Löschung verpflichtet,
so trifft er unter Berücksichtigung der verfügbaren Technologie und
der Implementierungskosten angemessene Maßnahmen, auch tech-
nischerArt, um für die Datenverarbeitung Verantwortliche, die die per-
sonenbezogenen Daten verarbeiten, darüber zu informieren, dass
eine betroffene Person von ihnen die Löschung aller Links zu diesen
personenbezogenen Daten oder von Kopien oder Replikationen die-
ser personenbezogenen Daten verlangt hat.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit die Verarbeitung erforder-
lich ist

a) zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und
Information;

b) zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, die die Verarbei-
(ung nach dem Recht der Union oder der Mitgliedstaaten, dem
der Verantwortliche unterliegt, erfordert, oder zur Wahrneh-
mung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt oder
in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwort-
lichen übertragen wurde;

c) aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich der öf-
fentlichen Gesundheit gemäß Art. 9 Abs. 2 lit. h) und i) so-
wie Art. 9 Abs. 3 DS-GVO;

d) für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, wissen-
schaftliche oder historische Forschungszwecke oder für sta-
tistische Zwecke gemäß Art. 89 Abs. 1, soweit das in Absatz
1 genannte Recht voraussichtlich die Verwirklichung der Ziele
dieser Verarbeitung unmöglich macht oder ernsthaft beein-
trächtigt, oder

e) zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von
Rechtsansprüchen.
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4. Recht auf Einschränkung der Verarbeitung

(1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen
die Einschränkung der Verarbeitung zu verlangen, wenn eine der fol-
genden Voraussetzungen gegeben ist:

a) die Richtigkeit der personenbezogenen Daten von der be-
troffenen Person bestritten wird, und zwar für eine Dauer, die
es dem Verantwortlichen ermöglicht, die Richtigkeit der per-
sonenbezogenen Daten zu überprüfen,

b) die Verarbeitung unrechtmäßig ist und die betroffene Person
die Löschung der personenbezogenen Daten ablehnt und
stattdessen die Einschränkung der Nutzung der personenbe-
zogenen Daten verlangt;

c) der Verantwortliche die personenbezogenen Daten für die
Zwecke der Verarbeitung nicht länger benötigt, die betroffene
Person sie Jedoch zur Geltendmachung, Ausübung oder Ver-
teidigung von Rechtsansprüchen benötigt, oder

d) die betroffene Person Widerspruch gegen die Verarbeitung
gemäß Art. 21 Abs. 1 DS-GVO eingelegt hat, solange noch
nicht feststeht, ob die berechtigten Gründe des Verantwortli-
chen gegenüber denen der betroffenen Person überwiegen.

(2) Wurde die Verarbeitung gemäß Abs. 1 eingeschränkt, so dürfen
diese personenbezogenen Daten - von ihrer Speicherung abgesehen
- nur mit Einwilligung der betroffenen Person oder zur Geltendma-
chung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen oder zum
Schutz der Rechte einer anderen natürlichen oder juristischen Person
oder aus Gründen eines wichtigen öffentlichen Interesses der Union
oder eines Mitgliedstaats verarbeitet werden.

5. Recht auf Datenübertragbarkeit

(1) Die betroffene Person hat das Recht, die sie betreffenden perso-
nenbezogenen Daten, die sie einem Verantwortlichen bereitgestellt
hat, in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format
zu erhalten, und sie hat das Recht, diese Daten einem anderen Ver-
antwortlichen ohne Behinderung durch den Verantwortlichen, dem die
personenbezogenen Daten bereitgestellt wurden, zu übermitteln, so-
fern

a) die Verarbeitung auf einer Einwilligung gemäß Art. 6 Abs. 1
lit. a) oder Art. 9 Abs. 2 lit. a) DS-GVO oder auf einem Vertrag
gemäß Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO beruht und

b) die Verarbeitung mithilfe automatisierter Verfahren erfolgt.

(2) Bei der Ausübung ihres Rechts auf Datenübertragbarkeit gemäß
Abs. 1 hat die betroffene Person das Recht, zu erwirken, dass die
personenbezogenen Daten direkt von einem Verantwortlichen einem
anderen Verantwortlichen übermittelt werden, soweit dies technisch
machbar ist.

Das Recht gemäß Abs. 1 darf die Rechte und Freiheiten anderer Per-
sonen nicht beeinträchtigen.

Dieses Recht gilt nicht für eine Verarbeitung, die für die Wahrneh-
mung einer Aufgabe erforderlich ist, die im öffentlichen Interesse liegt
oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortli-
chen übertragen wurde.

6. Widerspruchsrecht

Die betroffene Person hat das Recht, aus Gründen, die sich aus ihrer
besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung sie
betreffender personenbezogener Daten, die aufgrund von Art. 6 Abs.
1 lit. e) oder f) DS-GVO erfolgt, Widerspruch einzulegen; dies gilt auch
für ein auf diese Bestimmungen gestütztes Profiling. Der Verantwort-
liche verarbeitet die personenbezogenen Daten nicht mehr, es sei
denn, er kann zwingende schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung
nachweisen, die die Interessen, Rechte und Freiheiten der betroffe-
nen Person überwiegen, oder die Verarbeitung dient der Geltendma-
chung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen.

Im Zusammenhang mit der Nutzung von Diensten der Informations-
gesellschaft kann die betroffene Person ungeachtet der Richtlinie
2002/58/EG ihr Widerspruchsrecht mittels automatisierter Verfahren
ausüben, bei denen technische Spezifikationen verwendet werden.
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7. Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde

Jede betroffene Person hat unbeschadet eines anderweitigen verwal-
tungsrechtlichen oder gerichtlichen Rechtsbehelfs das Recht auf Be-
schwerde bei einer Aufsichtsbehörde, insbesondere in dem Mitglied-
Staat ihres Aufenthaltsorts, ihres Arbeitsplatzes oder des Orts des
mutmaßlichen Verstoßes, wenn die betroffene Person der Ansicht ist,
dass die Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Da-
ten gegen diese Verordnung verstößt.

(Widerrufsrecht bei Fernabsatzverträgen)

Sofern der Mandant Verbraucher iSd § 13 BGB ist, das Mandat aus-
schließlich unter Einsatz von Fernkommunikationsmitteln zustande
kam und der Vertragsschluss im Rahmen eines von den Rechtsan-
walten für den Fernabsatz organisierten Vertriebs- und Dienstleis-
tungssystem erfolgte, steht dem Mandanten ein Widerrufsrecht zu.

Widerrufsbelehrung

Widerrufs recht

Sie haben das Recht, binnen vierzehn Tagen ohne Angabe von Grün-
den diesen Vertrag zu widerrufen.

Die Widerrufsfrlst beträgt vierzehn Tage ab dem Tag des Vertragsab-
Schlusses.

Um Ihr Widerrufsrecht auszuüben, müssen Sie uns (Name der Kanzlei,
Anschrift, Telefonnummer, Telefaxnummer und E-Mail-Adresse) mit-
tels einer eindeutigen Erklärung (zB ein mit der Post versandter Brief,
Telefax oder E-Mail) über Ihren Entschluss, diesen Vertrag zu widerru-
fen, informieren. Sie können dafür das beigefügte Muster-Widerrufs-
formular verwenden, das jedoch nicht vorgeschrieben ist.

Zur Wahrung der Widerrufsfrist reicht es aus, dass Sie die Mitteilung
über die Ausübung des Widerrufsrechts vor Ablauf der Widerrufsfrist
absenden.

Folgen des Widerrufs

Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, haben wir Ihnen alle Zahlungen,
die wir von Ihnen erhalten haben, einschließlich der Lieferkosten (mit
Ausnahme der zusätzlichen Kosten, die sich daraus ergeben, dass Sie
eine andere Art der Lieferung als die von uns angebotene, günstigste
Standardlieferung gewählt haben), unverzüglich und spätestens bin-
nen vierzehn Tagen ab dem Tag zurückzuzahlen, an dem die Mitteilung
über Ihren Widerruf dieses Vertrags bei uns eingegangen ist. Für diese
Rückzahlung verwenden wir dasselbe Zahlungsmittel, das Sie bei der
ursprünglichen Transaktion eingesetzt haben, es sei denn, mit Ihnen
wurde ausdrücklich etwas anderes vereinbart; in keinem Fall werden
Ihnen wegen dieser Rückzahlung Entgelte berechnet.

Haben Sie verlangt, dass die Dienstleistungen während der Wider-
rufsfrist beginnen sollen, so haben Sie uns einen angemessenen Be-
trag zu zahlen, der dem Anteil der bis zu dem Zeitpunkt, zu dem Sie
uns von der Ausübung des Widerrufsrechts hinsichtlich dieses Ver-
trags unterrichten, bereits erbrachten Dienst Leistungen Im Vergleich
zum Gesamtumfang der im Vertrag vorgesehenen Dienstleistungen
entspricht

Ort, Datum

Mandantfen)
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